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Beschlussvorschlag einschl. Deckungsvorschlag, Alternative 
 
 
 
 
 

s. Anlage 1 



2 

Haushaltsmäßige Auswirkungen 

 
 
Nein  

 
ja, Kosten der Maßnah-
me 

Zuschussfähige Maßnahme 
ggf. Höhe des Zuschusses 

 
nein 

 
ja 

   Jährliche Folgekosten 
   a) Personalkosten             b) Sachkosten 

    €  % €   € € 

 
Jährliche Folgeeinnahmen (Art, Euro) Einsparungen (Euro) 
  

 
 
 
Problemstellung des Beschlussvorschlages, Begründung, ggf. Auswirkungen 
Die Stadt Köln ist am Stammkapital der KölnBäder GmbH unmittelbar mit 26 % und über die 
Stadtwerke Köln GmbH mittelbar mit 74 % beteiligt. 
 
Bezüglich der Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern regelt der Gesellschaftsvertrag der GmbH in 
§ 9 Folgendes: 
 
(1) Die Gesellschaft hat einen Aufsichtsrat, der aus 15 Mitglieder besteht. 
 
(2) Die Mitglieder des Aufsichtsrates werden wie folgt entsandt: 
        (a) von der Gesellschafterin Stadt Köln   13 Mitglieder 
              Darunter soll sich der Oberbürgermeister oder ein von ihm vorgeschlagener  
              Verwaltungsangehöriger befinden. 
        (b) von dem Stadtsportbund Köln e.V.     1 Mitglied 
        (c) von den Arbeitnehmern der Gesellschaft    1 Mitglied 
 
 
Auf die Stadt Köln entfallen 13 Mandate. Ersatzvertreter sind nicht zu benennen. 
 
Gemäß § 113 Abs. 2 GO NW vertritt in Aufsichtsräten von juristischen Personen oder Perso-
nenvereinigungen, an denen die Gemeinde beteiligt ist, ein vom Rat bestellter Vertreter die 
Gemeinde. Sofern weitere Vertreter benannt sind, muss der Oberbürgermeister oder ein vom 
ihm vorgeschlagener Bediensteter der Stadt Köln dazuzählen. 
 
Die Bestellung der gemeindlichen Vertreter ist gem. § 50 Abs. 4 GO NW i.V.m. § 50 Abs. 3 
GO NW durch den Rat vorzunehmen. Der Sitz des Bürgermeisters bzw. des von ihm vorge-
schlagenen Bediensteten ist nicht auf die Liste einer Partei anzurechnen. Das für die Beset-
zung der Aufsichtsratssitze einzusetzende Hare-Niemeyer-Verfahren findet insoweit nur auf 
die verbleibenden Sitze Anwendung. 
 
 
Weitere Erläuterungen, Pläne, Übersichten siehe Anlage(n) Nr. 
 
 
 


